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Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu den Vorschlägen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

— für eine Richtlinie des Rates über die Harmonisierung der 
Verbrauchsteuern auf Mineralöle 

— Drucksache 7/1042 — 

— für eine Richtlinie des Rates über die Angleichung der spezifischen 
Verbrauchsteuern auf die zur Verwendung als Brennstoffe bestimmten 
flüssigen Kohlenwasserstoffe 

— Drucksache VI/1704 — 


A. Problem 

Die Besteuerung von Mineralöl in der Europäischen Gemein- 
schaft liegt bisher noch im Ermessen der Mitgliedstaaten. Die 
derzeitige Lage bedeutet ein Hindernis für den freien und 
wettbewerblich unverzerrten Verkehr von Mineralölen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten; außerdem wird die Produktion in 
den Mitgliedstaaten unterschiedlich durch den Kostenfaktor 
Mineralölsteuer belastet. Durch Harmonisierung der Mineralöl- 
steuer sollen die Wettbewerbsstörungen beseitigt werden. 
Andererseits ist die Mineralölsteuer wegen der bedeutenden 
Höhe des Steueraufkommens und wegen ihrer Eignung als 
energie- und verkehrspolitisches Instrument von großem Inter- 
esse für den nationalen Gesetzgeber. 


B. Lösung 

Der Richtlinienvorschlag — Drucksache 7/1042 — sieht eine 
Strukturharmonisierung der Mineralölsteuer mit grundlegen- 
den Entscheidungen zu den Steuerbefreiungen vor. Schmier- 
stoffe und schweres Heizöl sollen danach steuerfrei sein. 

Der ältere Richtlinienvorschlag — Drucksache Wl704 — sieht 
Höchststeuersätze für leichtes Heizöl oberhalb und für schweres 
Heizöl unterhalb des deutschen Steuersatzes vor. Dieser Richt- 
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linienvorschlag ist, obwohl teilweise im Gegensatz zum neuen 
Richtlinienvorschlag stehend, bisher nicht zurückgenommen 
worden. 

Die Mehrheit des Ausschusses hat sich gegen eine Steuerfrei- 
heit für Schmierstoffe und für ein Offenhalten der Besteuerung 
für schweres Heizöl ausgesprochen. 

Mehrheit gegen die Stimmen der CDU/CSU zu Drucksache 
7/1042. Einstimmigkeit zu Drucksache TI/1704. 


C. Alternativen 

Die CDU/CSU hat im Ausschuß die beabsichtigte Steuer- 
befreiung für Schmierstoffe begrüßt und hält auch eine Harmo- 
nisierung beim schweren Heizöl für notwendig. 


D. Kosten 

Die Mineralölsteuer auf Schmieröle erbringt derzeit 250 Mil- 
lionen DM, die Mineralölsteuer auf schweres Heizöl 400 Mil- 
lionen DM im Jahr. 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wagner (Trier) 


Die Vorlagen — Drucksachen 7/1042 und W1704 
— wurden durch Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 5. Oktober 1973 bzw. 
8. Februar 1973 an den Finanzausschuß sowie mit- 
beratend an den Ausschuß für Wirtschaft und an den 
Haushaltsausschuß überwiesen. 

Die Vorlage — Drucksache 7/1042 — sieht eine 
Harmonisierung der Strukturen der Mineralölsteuer- 
gesetze in den Mitgliedstaaten vor, der eine Har- 
monisierung der Steuersätze nachfolgen soll. Die 
Strukturrichtlinie regelt bereits, welche Mineralöl- 
produkte steuerbefreit werden sollen; zu den zu be- 
freienden Produkten gehören im Gegensatz zum 
geltenden deutschen Recht auch Schmieröle und 
schweres Heizöl. Die Kommission begründet dies 
damit, die Wettbewerbsgleichheit in der Produktion 
werde am besten dadurch hergestellt, daß die als 
Rohstoff oder Produktionshilfsstoff verwendeten 
Mineralöle freigestellt werden. Die Steuerbefreiung 
der Industrieheizöle sei auch im Hinblick auf die ge- 
meinschaftliche Energiepolitik gerechtfertigt, die 
darauf abziele, im Rahmen des Möglichen für alle 
Primärenergiequellen neutrale steuerliche Behand- 
lung herbeizuführen. (Diese Stellungnahme wurde 
noch vor der Energiekrise abgegeben.) 

Die Vorlage — Drucksache W1704 — sieht, im 
wesentlichen beschränkt auf schweres und leichtes 
Heizöl, eine Annäherung der Steuersätze in zwei 
Stufen vor. Die in der zweiten Stufe vorgesehenen 
Steuersätze liegen bei schwerem Heizöl mit 7,30 DM 
unter und bei leichtem Heizöl mit 18,25 DM über 
den deutschen Steuersätzen. 

Die mitberatenden Ausschüsse haben folgende 
Stellungnahmen abgegeben: Der Ausschuß für Wirt- 
schaft hält Fortschritte in der Harmonisierung für 
dringend erforderlich und äußert danach gegen die 
Vorlage keine grundsätzlichen Bedenken. Die Frage 
der Steuer auf schweres Heizöl müsse jedoch in ein 
Energiekonzept der Gemeinschaft eingeordnet wer- 
den und solle deshalb offengehalten werden. Die 
Mehrheit im Ausschuß für Wirtschaft sprach sich 
gegen eine Steuerbefreiung für Schmierstoffe aus, 
während eine Minderheit eine Steuerermäßigung 
befürwortete. Der Haushaltsausschuß hat von den 
Vorlagen Kenntnis genommen und verweist auf die 
Notwendigkeit, daß die im Rahmen der Harmonisie- 
rung der Verbrauchsbesteuerung sich ergebenden 
Einnahmeminderungen auf einer anderen Ebene 
eines Ausgleichs finden müssen. 

Der Vertreter der Bundesregierung nahm zu der 
Vorlage — Drucksache 7/1042 — wie folgt Stellung: 

Hinsichtlich der Schmierstoffe verweise die Kom- 
mission darauf, daß 75 Vo der Schmierstoffe gewerb- 
lich verwendet würden. Dies treffe zwar zu, könne 
aber nicht ausschlaggebend sein. Vom Benzin- und 
Superverbrauch entfielen mindestens 40 Vo und vom 
Dieselkraftstoffverbrauch bis zu 90 ®/o auf gewerb- 


liche Transportleistungen, ohne daß dafür eine 
Steuerbefreiung von der Kommission vorgesehen 
wäre. 

Es bestehe auch keine Veranlassung, sich in der 
Gemeinschaft an den von der Kommission aufgestell- 
ten Grundsatz zu binden, Mineralöle bei Verwen- 
dung als Fertigungshilfsstoffe grundsätzlich von der 
Steuer freizustellen. Die Frage, welche Arten der 
Verwendung von Mineralölen zu besteuern seien, 
sollte vielmehr allein nach der finanz- und gegebe- 
nenfalls wirtschaftspolitischen Zweckmäßigkeit ent- 
schieden werden. Hierzu habe sich in der Bundes- 
republik das Schema bewährt, Treib-, Heiz- und 
Schmierstoffe grundsätzlich zu besteuern und die 
übrige gewerbliche Verwendung von Mineralölen 
freizulassen. Alle Arten von Mineralölen blieben bei 
diesem Schema bei der gewerblichen Verwendung, 
z. B. in der Petrochemie, bei der Lack- und Farben- 
herstellung usw. frei, nur dann eben nicht, wenn sie 
im Rahmen einer Produktion als Treib-, Heiz- oder 
Schmierstoffe verwendet werden. Würde die 
Schmierstoffbesteuerung hiervon noch ausgenom- 
men werden, ergäbe sich für die Bundesrepublik ein 
jährlicher Einnahmeausfall von ca. 250 Millionen 
DM. Dazu käme, daß bei dem im Verhältnis zu den 
Treibstoffpreisen relativ geringeren Steueranteil im 
Preis (Benzin: 44 Pf/1 Steuer zu Preisen um 90 Pf/1, 
Schmieröl ca. 43 Pf/1 Steuer zu Preisen um 4,— bis 
9, — DM/1) die wegfallende Steuer sicher nicht als 
Preisnachlaß weitergegeben würde, der Wegfall der 
Steuer also nicht dem Verbraucher zugute käme. 

Im übrigen würden Schmierstoffe im Kraftverkehr 
nicht als Fertigungshilfsmittel verwendet. Diese Ver- 
wendung umfasse in der Bundesrepublik ca. die 
Hälfte der versteuerten Schmierstoffe. Nur bei der 
Schmierung im Produktionsbereich (~ Hälfte der 
versteuerten Schmierstoffe) handele es sich um eine 
Verwendung von Schmierstoffen zugleich als Ferti- 
gungshilfsmitel. Danach erscheint es, auch wenn für 
den von der Kommission aufgestellten Grundsatz 
schematisdie Gründe sprechen, durchaus vertretbar, 
die gesamte Schmierstoffverwendung zu besteuern, 
anstatt sie insgesamt freizustellen, ersteres um so 
mehr, als sich der Begriff Fertigungshilfsstoff mög- 
licherweise nicht auf die unmittelbare Verwendung 
beim Produktionsvorgang beschränken lasse. Es 
müsse mit Forderungen gerechnet werden, auch 
Treib- und Heizstoffe, die beim Transport von Roh- 
und Hilfsstoffen und bei der Erzeugung von Wärme 
für Produktionsprozesse verbraucht werden, als 
Fertigungshilfsstoffe anzuerkennen. Dann aber 
würden das Treib- und Heizstoffsteueraufkommen 
entscheidend betroffen werden. Es sei einzuräumen, 
daß die Besteuerung der Schmierstoffe wegen der 
zahlreichen Ausnahmen verwaltungsaufwendig sei. 

Hinsichtlich der Steuer für schweres Heizöl be- 
stehe kein Anlaß, den Grundsatz der Kommission zu 
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übernehmen, die Freistellung sei geboten, weil 
schweres Heizöl in der Regel zur Erzeugung von 
Prozeßwärme bei der gewerblichen und industriellen 
Produktion diene. Abgesehen davon halte sich die 
Kommission selbst insofern nicht an den Leitsatz, als 
sie eine Befreiung für das leichte Heizöl, das zu 30 
bis 40 Vo gleichfalls als Fertigungshilfsstoff bei der 
Produktion diene, nicht vorsehe. Entscheidend stehe 
einer Besteuerung für das schwere Heizöl entgegen, 
daß die Besteuerung, jedenfalls in der Bundesrepu- 
blik, energiepolitisch motiviert sei. Sie solle den 
Verbrauch von Heizöl hemmen und zugleich Mittel 
sowohl zur Stützung des Steinkohlenbergbaus wie 
zur Finanzierung energiewirtschaftlicher Vorhaben 
erbringen. Eine solche Zielsetzung müsse auf jeden 
Fall dem von der Kommission vertretenen Grund- 
satz Vorgehen. Um der Bundesrepublik die energie- 
politische Handlungsfreiheit zu erhalten, sei deshalb 
die Besteuerung des schweren Heizöls in der Ge- 
meinschaft für den Fall offenzuhalten, daß eine Ver- 
längerung der deutschen Heizölbesteuerung aus 
energiepolitischen Gründen über den 31. Dezember 
1974 hinaus erforderlich werde. 

Zu den einzelnen Vorschriften des Richtlinienent- 
wurfs — Drucksache 7/1042 — hat der Vertreter der 
Bundesregierung folgende Anregungen gegeben: 

In Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe b sollten die Er- 
zeugnisse der Tarifnr. 27.07 - G nicht nur, wie vor- 
gesehen, als Substitute für Heizöle, sondern auch als 
Substitute für Kraftstoffe zu steuerpflichtigen Mine- 
ralölen gemacht werden, da sie als Dieselkraftstoffe 
verwendbar sein können. Die Erzeugnisse sollten 
ferner, soweit sie aus Kohle stammen, entsprechend 
dem geltenden deutschen Recht aus der Steuerpflicht 
herausgenommen werden. Anderenfalls würden sie 
dann, als sogenannte Teerheizöle, der Heizölbe- 
steuerung unterworfen, obwohl nach deutscher Vor- 
stellung nur Erdölprodukte hierfür in Betracht kom- 
men sollten. 

Zu Artikel 2 Abs. 1 Buchstaben c und d sei eine 
redaktionelle Verbesserung unumgänglicii, da die 
Bestimmungen für den nicht mit den Absichten der 
Verfasser der Richtlinie Vertrauten unverständlich 
blieben. 

Die absichernde Generalklausel des Artikels 2 
Abs. 2 für Kraftstoffe, die nicht schon in Absatz 1 
erfaßt sind, müsse verbessert werden. Einerseits sei 
sie zu weitreichend. „Jedes Erzeugnis" bedeute auch 
Dampf, Alkohol, Festtreibstoffe, Strom usw. Dies 
ginge über den Rahmen der Mineralölbesteuerung 
hinaus. Andererseits sei die Beschränkung auf den 
Antrieb von Motorfahrzeugen, d. h. den Verkehr, zu 
eng. Sie stimme nicht mit der in den übrigen Teilen 
der Richtlinie gewollten, uneingeschränkten Be- 
steuerung der gebräuchlichen Kraftstoffe Benzin, 
Super und Diesel überein (vgl. Artikel 2 Abs. 1 
Buchstaben a und c in Verbindung mit Artikel 9 
Abs. 2 a). 

Bonn, den 22. März 1974 


In Artikel 9 Buchstabe b solle auch die Befugnis zu 
einer entsprechenden Beihilfe, wie sie nach gelten- 
dem deutschen Recht bestehe, anstatt nur zu einer 
unmittelbaren Steuerbefreiung vorgesehen werden. 
Zusätzlich solle in geeigneter Form bestimmt wer- 
den, daß eine Beihilfe im Umfang der Mineralölbe- 
steuerung für den öffentlichen Personennahverkehr, 
wie in der Bundesrepublik in Kraft, gewährt werden 
könne. 

Falls die Generalklausel in Artikel 2 Abs. 2 auf 
stationäre Motoren, wie erforderlich, erstreckt 
werde, bedürfe es in Artikel 9 Buchstabe c besonde- 
rer Steuerbefreiungen für Erdgas und ähnliche Gase 
zum Antrieb von ortsfesten Gasturbinen zur Strom- 
erzeugung in Kraftwerken und zum Antrieb von 
Kompressoren in Erdgaspipelines und von langsam 
laufenden Gas-Motoren in kommunalen Betrieben 
wie Kläranlagen und in Bergwerken, jeweils zur 
Stromerzeugung. 

In diesen Fällen erscheine die Treibstoffsteuerbe- 
lastung wirtschaftlich nicht vertretbar bzw. nicht 
tragbar. 

In Artikel 14 Buchstabe a müßten die Tankstellen 
ausdrücklich ausgenommen werden, da sonst viele 
tausend Steuerschuldner (in der Bundesrepublik 
44 000) entstünden und das Steueraufkommen aufs 
äußerste gefährdet werde. 

Zu der Vorlage — Drucksache VI/1704 — nahmt 
der Vertreter der Bundesregierung vorsorglich für 
den Fall, daß der Richtlinienvorschlag — - trotz eines 
Widerspruchs zur neueren Vorlage Drucksache 
7/1042 wegen des schweren Heizöls — noch teil- 
weise weiter verhandelt werden sollte, zur Frage 
der Besteuerung des leichten Heizöls Stellung. Der 
im Richtlinienvorschlag vorgesehene Höchststeuer- 
satz von 5 Rechnungseinheiten (= 16,10 DM/t) für 
leichtes Heizöl liege erheblich über dem geltenden 
deutschen Steuersatz von 1, — DM/100 kg == 10, — 
DM/t. Die Bundesrepublik wäre daher nicht gehin- 
dert, die am 31. Dezember 1974 auslaufende Be- 
steuerung des leichten Heizöls aus energiepoliti- 
schen Gründen zu verlängern, falls dies erforderlich 
werden sollte. 

Die Koalitionsfraktionen haben sich diesen Stel- 
lungnahmen angeschlossen und empfehlen entspre- 
chende Entschließungen zu fassen. Die Opposition 
blieb mit dem Antrag, die Aufhebung der Besteue- 
rung für Schmierstoffe ausdrücklich zu begrüßen, in 
der Minderheit. Der Antrag wurde auch mit einer 
erheblichen Verwaltungsvereinfachung begründet. 
Außerdem vertrat die Opposition die Auffassung, 
daß eine Harmonisierung und erforderlichenfalls 
eine Steuerbefreiung für schweres Heizöl im Inter- 
esse der Wettbewerbsgleichheit vordringlich sei. 
Danach versagte sie ihre Zustimmung zu der 
zu Drucksache 7/1042 erarbeiteten Entschließung. 

Namens des Ausschusses bitte ich dem nach- 
stehenden Antrag zuzustimmen. 


Dr. Wagner (Trier) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von den Vorlagen — Drucksachen 7/1042 und VI/1704 — Kenntnis zu neh.- 
men; 

2. folgende Entschließungsanträge anzunehmen 

a) zu Drucksache 7/1042; 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei der Behandlung des Richtlinien- 
vorschlags im Ministerrat der EG folgendes zu berücksichtigen; 

1, In der EWG sollten die Schmierstoffe weiterhin besteuert und des- 
halb dem Vorschlag der EG-Kommission in Artikel 9 Abs. 2 Buchstabe a, 
die Schmierstoffe von der Steuer zu befreien, nicht gefolgt werden. 
Es besteht keine Veranlassung, sich in bezug auf die Schmieröle an 
den von der Kommission aufgestellten Grundsatz zu binden, daß Mine- 
ralöle bei Verwendung als Fertigungshilfsstoffe grundsätzlich von der 
Steuer freizustellen seien. Abgesehen hiervon entfällt ca. die Hälfte 
des Schmierstoffverbrauchs auf den Kraftfahrzeugverkehr, d. h. einen 
Verbrauch, der nicht dem Produktionsbereich zugerechnet werden 
kann, 

2. Einer Steuerbefreiung für das schwere Heizöl steht entgegen, daß die 
Besteuerung in der Bundesrepublik energiepolitisch motiviert ist. Um 
insoweit die Handlungsfreiheit zu bewahren, muß eine zwingende 
Befreiung in einer Richtlinie der Gemeinschaft vermieden werden. 

b) zu Drucksache VI/1704: 

Die Bundesregierung wird ersucht, für den Fall der weiteren Behandlung 
des Richtlinienvorschlags im Ministerrat der EG folgendes zu berücksich- 
tigen: 

1. Der im Richtlinienvorschlag vorgesehene Höchststeuersatz von 5 Rech- 
nungseinheiten (= 16,10 DM/t) für leichtes Heizöl würde erheblich über 
dem geltenden deutschen Steuersatz von 1, — DM/100 kg == 10, — DM/t 
liegen. Die Bundesrepublik wäre daher nicht gehindert, die am 
31. Dezember 1974 auslaufende Besteuerung des leichten Heizöls aus 
energiepolitischen Gründen zu verlängern, falls dies erforderlich wer- 
den sollte. 

2, Der für schweres Heizöl vorgesehene Höchststeuersatz von 2 RE 
= 6,44 DM/kg erscheint durch Artikel 9 Abs, 2 Buchstabe d des Richt- 
linienvorschlags über die Harmonisierung der Verbrauchsteuern auf 
Mineralöle überholt. Dort ist eine volle Steuerbefreiung für den Ver- 
brauch von schwerem Heizöl vorgesehen. Dagegen spricht, daß die Be- 
steuerung des schweren Heizöls jedenfalls in der Bundesrepublik aus 
energiepolitischen Gründen erforderlich erscheint. Auf sie könnte nur 
verzichtet werden, wenn die energiepolitische Entwicklung dies gestat- 
ten sollte. Der gleiche Vorbehalt müßte auch gegen den Übergang auf 
den vorgeschlagenen Höchststeuersatz erhoben werden, der erheblich 
unter der in der Bundesrepublik geltenden Steuer von 15 DM/t liegt. 
Falls über den Ri chtlinienvor schlag noch verhandelt werden sollte, 
müßte die Handlungsfreiheit der Bundesrepublik ggf. das schwere Heiz- 
öl aus energiepolitischen Gründen weiterhin in der bisherigen Höhe zu 
besteuern, gewahrt werden. 

Bonn, den 22. März 1974 

Der Finanzausschuß 


Frau Funcke 

Vorsitzende 


Dr. Wagner (Trier) 

Berichterstatter 


5 



